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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Albert Schmidt (Hitzhofen), 

Gila Altmann (Aurich), Helmut Wilhelm (Amberg), weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/6145- 


Für fairen Trassenzugang und marktfähige Trassenentgelte sorgen 


A. Problem 

Die Antragsteller schlagen vor, die Bundesregierung aufzufor- 
dem, die auf der Gmndlage des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
zu erlassende Eisenbahninfrastruktur-Benutzungsverordnung auf- 
grund eines Kriterienkatalogs auszugestalten und dafür aufgmnd 
von Artikel 80 Abs. 2 des Grundgesetzes die Zustimmung des 
Bundesrates zu erwirken. 


B. Lösung 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag abzulehnen. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/6145 - abzulehnen. 

Bonn, den 12. März 1997 

Der Ausschuß Mr Verkehr 

Dr. Dionys Jobst 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Dionys Jobst 


L 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf Druck- 
sache 13/6145 in seiner 145. Sitzung am 5. Dezem- 
ber 1996 federführend dem Ausschuß für Verkehr 
und mitberatend dem Haushalts ausschuß überwie- 
sen. 

Der Haushaltsausschuß hat am 15. Januar 1997 mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen und bei Ent- 
haltung der Fraktion der SPD gegen die Stimmen 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe der PDS empfohlen, die Vorlage abzuleh- 
nen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat über den Antrag in 
seiner 48. Sitzung am 12. März 1997 beraten. 


11 . 

Die Antragsteller schlagen vor, daß der Deutsche 
Bundestag die Bundesregierung auffordert, die auf 
der Grundlage des Allgemeinen Eisenbahngeset- 
zes (AEG), § 26 Abs. 1 Nr. 6 imd 7 imd Abs. 4 Nr. 1, 
zu erlassende Eisenbahninfrastruktur-Benutzungs- 
verordnung (EIBV) entsprechend einem zehn 
Punkte lunf assenden Kriterienkatalog auszugestal- 
ten und dafür aufgrund Artikel 80 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes die Zustimmung des Bundesrates zu erwir- 
ken. 

Als Kriterien werden u. a. genannt: Trassenzugang 
und Trassenentgelte müssen fair sowie marktfä- 
hig gestaltet werden, wobei soweit wie möghch 
für eine Gleichbehandlung von Straße und Schiene 
zu sorgen ist. Entgelte für Zugtrassen müssen ver- 
ursachergerecht zustande kommen. Zusätzhche 
Zugleistungen sind mittels niedriger Pauschalen 
auf der Grundlage nachgewiesener Grenzkosten 
abzugelten. Der Ausschluß der Anwendung der 
Höchstpreisklausel zugunsten des Schienenperso- 
nennahverkehrs ist zu begrüßen imd beizubehalten. 
Investitionen Dritter in die Eisenbahnstruktur eines 
Eisenbahninfrastrukturuntemehmens muß - statt 
„soll" - bei der Ermittlung der für die Berechnung 
der Entgelte maßgebhchen Kriterien berücksichtigt 
werden. Trassenentgelte sind bei Strecken zu ver- 
mindern, die nicht dem technisch aktuellen Stand 
entsprechen. Güterverkehre auf der Schiene werden 
bis zur Einführung einer leis tungs abhängigen 
Schwerverkehrsabgabe von Entgelten für Zug- 
trassen insoweit freigestellt, daß sie nur der Straße 
vergleichbare Entgelte zu zahlen haben. Bei Son- 
derfahrten usw. sind die Entgelte nach dem Grenz- 
kostenprinzip zu berechnen. Hinsichtlich der Ein- 
zelheiten wird auf den Wortlaut des Antrages ver- 
wiesen. 


Im Verkehrsausschuß haben die Antragsteller vor- 
getragen, ein entscheidendes Kriterium im Wett- 
bewerb zwischen Straße und Schiene sei der 
Trassenpreis. Derzeit würden die Wegekosten zwar 
im Schienenverkehr angelastet, im Straßenver- 
kehr aber nur begrenzt. Der Antrag gehe daher 
von der Feststellung aus, daß in den Ländern 
und in den Kommunen geklagt werde, daß die 
Trassenentgelte in vielen Fällen zu hoch seien. 
Der Entwurf der Bundesregierung (über den der 
Ausschuß in der gleichen Sitzung ebenfalls be- 
riet) enthalte schon aufgrund der Beratungen der 
Landesverkehrsminister Verbesserungen; es müß- 
ten aber verschiedene Kriterien stärker greifen. 
Wenn gesagt werde, die Trassenpreise müßten dem 
Markt überlassen werden, müsse man fragen, um 
was für einen Markt es sich handele, da es auf der 
Anbieterseite einen MonopoÜsten gebe, der die 
Preise praktisch diktieren könne. Es dürfe nicht bei 
der Schiene das Vollkostenprinzip angewandt wer- 
den, während bei der Straße nur Teilkosten in 
Rechnung gestellt würden. Zudem müßten die 
Entgelte für Zugtrassen verursachergerecht Zu- 
standekommen. 

Der Vertreter des Bundesministeriums für Verkehr 
führte aus, auch die Bimdesregierung plane, die Ver- 
ordnung nach einer Bestandsaufnahme zu überprü- 
fen. Dies solle spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten 
der Verordnung unter Beteüigung der kommunalen 
Spitzenverbände erfolgen. - Die Zuschüsse Dritter 
müßten berücksichtigt werden; man glaube aber, 
daß man einen Zwang für diese Berücksichtigung 
nicht statuieren müsse. Wenn ein Dritter Investitions- 
zuschüsse gebe, werde er darauf achten, daß dies bei 
den Trassenentgelten angemessen berücksichtigt 
werde. Denkbar seien Baukostenzuschüsse oder 
zinslose Darlehen. Dies könne man den Vereinba- 
rungen überlassen. 

Die Fraktion der SPD begründete ihre Stimmenthal- 
tung damit, die angesprochenen Fragen gingen weit 
über den Rahmen einer Verordnung hinaus. Es han- 
dele sich um Grundsatzfragen, die zweckmäßiger- 
weise der Gesetzgeber regeln sollte. Man müsse da- 
her prüfen, ob man im Allgemeinen Eisenbahngesetz 
Festlegungen treffen müsse, die für den Verord- 
nungsgeber bindend wären. 

Die Fraktion der F.D.P. lehnte den Antrag mit der Be- 
gründung ab, es werde dort wieder eine Polarität 
zwischen verschiedenen Verkehrsträgern hergestellt, 
obwohl es darum gehe, zunächst im Schienennetz für 
Wettbewerb zu sorgen. 

Der vom Ausschuß für Verkehr gleichzeitig beratene 
Entwurf der Eisenbahninfrastruktur-Benutzungsver- 
ordnung wurde zur Kenntnis genommen. 
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Sodann lehnte der Ausschuß den Antrag Druck- 
sache 13/6145 mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS bei Enthaltung der Fraktion der SPD ab. 


Bonn, den 12. März 1997 


Dr. Dionys Jobst 

Berichterstatter 
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